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A. Einleitung

„In der Rechtswirklichkeit streben Rechtsnormen verfassungsmäßiger Geltung nach fak-
tischer Geltung und Rechtsnormen faktischer Geltung nach verfassungsmäßiger Gel-
tung.“1

Ungeachtet der Logik und Funktion des marktwirtschaftlichen Prinzips der „un-
sichtbaren Hand“ können Märkte ohne gewisse Regeln nicht funktionieren. Aus
ökonomischer Sicht sind sie erforderlich, um „Transaktionskosten“ zu senken,
aus soziologischer Sicht, um „Erwartungen zu stabilisieren“.2 Die geordnete Pro-
duktion und Verteilung von Gütern, welche letztlich von einer großen Vielfalt
individueller Motive angetrieben wird, kann nur sichergestellt werden, wenn
ebenjene Motive durch Regeln oder zumindest allgemeine Verhaltensgrundsätze
diszipliniert werden.3 Eine gewichtige Rolle bei dieser Steuerung nehmen Pro-
duktregeln wahr. Sie sagen den Produzenten, was sie zu tun haben, und den
Konsumenten, womit sie bei einem bestimmten Produkt rechnen können. Sie
sorgen dafür, dass Komponenten zusammenpassen und ermöglichen den Ver-
gleich von Produkten oder den Austausch von Einzelteilen. Ohne weitläufig ver-
breitete und anerkannte Normen beziehungsweise Standards würde das Wirt-
schaftsleben stark beeinträchtigt sein; es wäre viel schwieriger, wenn nicht gar
unmöglich, Waren zu verkaufen, Verträge abzuschließen oder Dienste in An-
spruch zu nehmen.4 Tatsächlich nehmen Produktnormen eine so grundlegende
Rolle ein, dass ein sich selbst überlassener, globalisierter Markt eine natürliche
Nachfrage nach globalen Standards schaffen und in gewisser Weise sogar eigens
globale Standards hervorbringen würde.5 Standards sind mithin eng verwoben
mit dem sozialen Leben und natürlicherweise ubiquitär. Sie sind im Kontext
dieser Arbeit in erster Linie jedoch Instrumente für Regierungen zur Verwirkli-
chung der Wirtschafts-, Sozial- und Gesundheitspolitik und zur Förderung der
allgemeinen Entwicklung.6

1 Schreiber, Die Geltung von Rechtsnormen, S. 258.
2 Schepel, The Constitution of Private Governance – Private Standards in the Regulation

of Integrating Markets, S. 5.
3 Polanyi, The Great Transformation, in: Biggart, Readings in Economic Sociology, 38 ff.
4 Schepel, The Constitution of Private Governance – Private Standards in the Regulation

of Integrating Markets, S. 5.
5 Ebenda.
6 Vgl. Villareal, International Standardization and the Agreement on Technical Barriers to

Trade, S. 1.
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2 A. Einleitung

Das Feld der Standardisierung ist „ein stark vernachlässigter Bereich der so-
zialwissenschaftlichen Forschung, der viel weniger Aufmerksamkeit erhält, als er
verdient“.7 Als Grund dafür wird teilweise angesehen, dass die Wissenschaft
gerne eine Welt nach einer Reihe von Dichotomien konstruiert, innerhalb derer
ihre Untersuchungen stattfinden – Staat und Markt, Recht und Gesellschaft,
öffentlich und privat, national und international –, welche von Natur aus nicht in
der Lage sind, das Phänomen der Standardisierung zu erfassen oder zu erklären.8

In Bezug auf die Welt der Standards kann die Trennlinie zwischen diesen Begriffs-
paaren nämlich nicht immer klar gezogen werden. Nur selten sind Standards und
Standardsetzer entweder ausschließlich öffentlich oder ausschließlich privat.9

Vielmehr verhält sich die Tätigkeit der Standardisierung wie ein Bindeglied zwi-
schen diesen Sphären und Institutionen, indem beispielsweise Akteure der öffent-
lichen Hand bei der Festlegung von Produktnormen regelmäßig in Konsultati-
onen oder Verhandlungen mit Privaten treten. Tatsächlich basieren viele öffent-
liche Normen auf technischen Spezifikationen und Initiativen privater Nor-
mungsorganisationen.10 Umgekehrt wird sich der Staat selbst dort, wo Standards
von privaten Parteien zur freiwilligen Verwendung festgelegt werden, häufig
durch öffentlich-private Partnerschaften an ihrer Entwicklung beteiligt oder
durch die Akzeptanz der Standards zumindest einen mittelbaren Einfluss auf den
Inhalt und die Verwendung dieser Standards ausgeübt haben.11 So wünschens-
wert eine akkurate und effiziente Abbildung der technologischen Entwicklung
durch die demokratisch legitimierten Gesetzgeber, etwa durch eigenständige
Standardisierung im Vorfeld der Rechtsetzung oder unmittelbar im Gesetzestext,
aus rechtswissenschaftlicher Sicht auch sein mag, so weit fernab des Umsetzba-
ren stellt sich ein solches Vorgehen in der Realität dar. Es lässt sich im Übrigen
guten Gewissens konstatieren, dass der technische Fortschritt zu weiten Teilen
von den Dynamiken des privatwirtschaftlichen Marktes und dem dort herr-
schenden Wettbewerb, mithin in erster Linie von der Industrie, angetrieben wird.
Infolgedessen ist es somit sinnvoll, der Stimme der Industrie im Rahmen der
Standardisierung und Regulierung technischer Sachverhalte ein entsprechend
angemessenes Gehör zu verschaffen.

7 Brunsson/Jacobsson, A World of Standards, S. 1–2.
8 Schepel, The Constitution of Private Governance – Private Standards in the Regulation

of Integrating Markets, S. 2–3.
9 Ebenda.
10 World Trade Report, 2005, S. 32.
11 Du, The Regulation of Product Standards in World Trade Law, S. 39.



000017 /tmp/1730382574697/4934 31.10.24 14:49

3I. Begriffsbestimmungen

I. Begriffsbestimmungen

Zunächst sollen im Interesse der Klarheit die im Folgenden verwendeten Begriff-
lichkeiten untersucht und anschließend in den Kontext der Arbeit eingeordnet
werden. Dies ist hier sinnvoll, weil die Begriffe „Norm(en)“ und „Standard(s)“
mehrdeutig verstanden und von unterschiedlichen Disziplinen verwendet wer-
den. Disziplinübergreifend ist beiden Begriffen der Ausdruck einer gewissen Ver-
einheitlichung im Hinblick auf die „genormte“ beziehungsweise „standardisierte“
Materie gemein.

So beziehen sich in der Soziologie und Philosophie auf ethisch-moralischen
Erwägungen fußende soziale Normen naturgemäß auf das menschliche Verhal-
ten in bestimmten Situationen und etablieren sich in Abhängigkeit ihrer Akzep-
tanz durch die Gesellschaft hin zur Verkehrssitte.12 Auch die Rechtswissenschaft
verwendet Normen, um bestimmte Sachverhalte einheitlich zu gestalten. In die-
sem Zusammenhang bezeichnen sogenannte „Rechtsnormen“ Regeln, welche
abstrakt-generelle Wirkung entfalten, indem unter den einzelfallspezifischen
Voraussetzungen ein Ge- bzw. Verbot auf Tatbestandsseite mit einer Sanktion auf
Rechtsfolgenseite verknüpft wird.13 Im Unterschied zu gesellschaftlichen sozialen
Normen sind solche Rechtsnormen allerdings nicht nur weitgehend anerkannte
Sitten, sondern vermögen in ihrer Gesamtheit jede Rechtsordnung vollständig
darzustellen.14 Diese mit verfassungsrechtlich legitimierter Rechtssetzungsbefug-
nis festgelegten Regelungen werden auch als Gesetze bezeichnet.15

In Abgrenzung zu sozialen Normen und Rechtsnormen jedoch, sind Gegen-
stand der vorliegenden Untersuchung insbesondere sogenannte „überbetriebli-
che technische“ Normen. In Ermangelung einer allgemein gültigen gesetzlichen
Definition dieses Begriffes soll eine kurze Darstellung der sich zum Teil ein wenig
voneinander unterscheidenden, in Literatur und Industrie bemühten Ansätze
erfolgen. Überwiegend werden unter „überbetrieblichen technischen“ Normen
solche Regeln verstanden, welche die Vereinheitlichung von Bezeichnungen und
Anforderungen an Produkte, Verfahren oder Prozesse anstreben.16 Als „überbe-
trieblich“ sollten diese Spezifikationen in Abgrenzung zu unternehmensinternen

12 Elster, Journal of Economic Perspectives 1989, 99 ff.; Adams, JZ 1991, 941 (942); Bach-
mann, Private Ordnung, S. 21.

13 Bachmann, Private Ordnung, S. 21; Röhl/Röhl, Allgemeine Rechtslehre, S. 189 f.; Mas-
uhr, Europarecht-liche Grenzen der Tätigkeit von Normungsorganisationen, S. 35.

14 Schreiber, Die Geltung von Rechtsnormen, S. 255.
15 Förster, in: Hau/Poseck (Hrsg.), BeckOK BGB, § 823 Rn. 268; Gesetze werden weiterhin

in formelle Gesetze, welche im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren erlassen worden sind
und materielle Gesetze in Form von Rechtsverordnungen und Satzungen unterteilt, vgl.
Morgenthaler, in: Epping/Hillgruber (Hrsg.), BeckOK GG, Art. 93, Rn. 32; vgl. Art. 2
EGBGB.

16 Jakobs, Standardsetzung im Lichte der europäischen Wettbewerbsregeln, S. 19–20; Lu-
kes, Industrielle Normen und Standards – Grundzüge und Bedeutung, in: Müller-Graff
(Hrsg.), Technische Regeln im Binnenmarkt, 17 ff.



000018 /tmp/1730382574697/4934 31.10.24 14:49

4 A. Einleitung

Werksnormen genannt werden, welche naturgemäß nur für das jeweilige Unter-
nehmen selbst von Interesse sind und regelmäßig auf überbetriebliche Normen
Bezug nehmen.17 Eine durchaus engere Definition bieten die auf dem Gebiet der
Normung tätigen Organisationen sowie auch die Europäische Union, welche
konsensartig in derartigen Normen über die bereits genannte Vereinheitlichung
von materiellen und immateriellen Gegenständen hinaus das Ergebnis der Tätig-
keit von zur Normsetzung anerkannten Institutionen zum Nutzen der Allge-
meinheit sehen.18 Vereinheitlichungsbemühungen dieser Art werden im anglo-
amerikanischen Sprachgebrauch als „Standards“ bezeichnet.19 Vor dem Hinter-
grund der zunehmenden Globalisierung und der heutzutage vermehrt internati-
onalen Zusammenarbeit im Bereich der Norm- und Standardsetzung ist es nicht
verwunderlich, dass auch im deutschen Tätigkeitsgebiet überbetriebliche tech-
nische Normen oftmals als Standards bezeichnet werden.20 Während auch nach
deutschem Sprachverständnis zwischen beiden Begriffen nicht zwingend unter-
schieden werden muss21 , so wird teilweise vertreten, dass für das Vorliegen von
Normen ein ihnen zugrunde liegender formalisierter Normungsprozess durch
institutionalisierte Organisationen22 durchlaufen worden sein muss.23 Ein solches
Verständnis würde mithin dazu führen, dass jede überbetriebliche technische
Norm einen Standard darstellte, nicht aber umgekehrt. Als eine dieser benannten
Organisationen unterscheidet auch das Deutsche Institut für Normung e.V.
(DIN) in einer solchen Art und Weise: Die Schaffung technischer Spezifikationen
„ohne zwingende Einbeziehung aller interessierten Kreise und ohne die Ver-
pflichtung zur Beteiligung der Öffentlichkeit“ versteht es demnach als Standar-

17 Lukes, Industrielle Normen und Standards – Grundzüge und Bedeutung, in: Müller-
Graff (Hrsg.), Technische Regeln im Binnenmarkt, 17 ff.

18 Vgl. DIN 820, Teil 1, Ziffer 2; vgl. DIN EN 45020:2006, S. 25, 3.2; vgl. ISO-„Guide
21–1“; vgl. Richtlinie 83/189/EWG des Rates vom 28.03.1983 über ein Informationsverfah-
ren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften, ABl. L 109 v. 26.04.1983,
Rn. 8–12

19 Jakobs, Standardsetzung im Lichte der europäischen Wettbewerbsregeln, S. 19; Lukes,
Industrielle Normen und Standards – Grundzüge und Bedeutung, in: Müller-Graff (Hrsg.),
Technische Regeln im Binnenmarkt, 17 ff.

20 So etwa Möllers, Standards als sekundäre Rechtsquellen – Ein Beitrag zur Bindungs-
wirkung von Standards, in: Möllers (Hrsg.), Geltung und Faktizität von Standards, 143
(157); Lukes, Industrielle Normen und Standards – Grundzüge und Bedeutung, in: Müller-
Graff (Hrsg.), Technische Regeln im Binnenmarkt, 17 ff.

21 „Norm“ auf Duden online: https://www.duden.de/node/103803/revision/103839, aufge-
rufen am 04.04.2024; „Standard“ auf Duden online: https://www.duden.de/node/172592/revi
sion/172628, aufgerufen am 04.04.2024; „Norm“ bereitgestellt durch das Digitale Wörter-
buch der deutschen Sprache: https://www.dwds.de/wb/Norm, aufgerufen am 04.04.2024;
„Standard“ ebenda: https://www.dwds.de/wb/Standard, aufgerufen am 04.04.2024.

22 Dazu ausführlich unter „Entstehung von Normen“.
23 Czaya, Das Europäische Normungssystem aus der Perspektive der Neuen Institutio-

nenökonomik, S. 70 ff.; Masuhr, Europarechtliche Grenzen der Tätigkeit von Normungsor-
ganisationen, S. 39; Maaßen, Normung, Standardisierung und Immaterialgüterrechte, S. 3.
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disierung, während die Normung eine „planmäßige, durch die interessierten
Kreise gemeinschaftlich im Konsens durchgeführte Vereinheitlichung von ma-
teriellen und immateriellen Gegenständen zum Nutzen der Allgemeinheit“ dar-
stelle.24 Zur Vermeidung von Missverständnissen sollen die in dieser Arbeit ver-
wendeten Begrifflichkeiten „Norm“ sowie „Standard“ synonym verwendet und
ohne weitergehende Implikation eines bestimmten Schaffungsprozesses sowie
einer Gemeinnützigkeit verstanden werden, sofern kein konkretisierendes At-
tribut verwendet wird, um ebendiese Aspekte im Einzelnen untersuchen zu kön-
nen. Gleiches soll auch für die thematisch zusammenhängenden Begriffe „Nor-
mung“ und „Standardisierung“ sowie „Normungsorganisation“ und „Standar-
disierungsorganisation“ gelten. Überbetriebliche technische Normen stellen
demnach vereinheitlichte Lösungen und Anforderungen an technische Systeme,
Produkte sowie das Erbringen von Dienstleistungen zur allgemeinen und wie-
derholten Nutzung dar.25

II. Gang der Untersuchung

Die folgende Untersuchung soll ein rechtliches Abbild des Bereichs der techni-
schen Standardisierung unter Einordnung moderner Entwicklungen bieten, an-
hand dessen der Leser dieses überaus vielfältige Instrument der Regulierung im
Mehrebenensystem des Welthandels kaleidoskopartig betrachten kann. Die
mannigfaltigen Arten von Produktanforderungen gilt es dabei zunächst zu klas-
sifizieren und das heutige System der Standardisierung von der nationalen bis hin
zur internationalen Ebene vorzustellen (Abschnitt B.I.). Die nationale Nor-
mungsebene wird dabei beispielhaft von der deutschen Normung und die regi-
onale Ebene von der europäischen Normung repräsentiert.

Es folgt eine Betrachtung der in den Normungssystemen gängigen staatlichen
Verwendung von technischen Standards, ihrer damit einhergehenden Geltung
und Faktizität sowie sich hieraus ergebender verfassungsrechtlicher Implikati-
onen sowohl für die Staats- und Unionsgewalt als auch die Normungsorganisa-
tionen selbst (Abschnitte B.II. und III.). In diesem Kontext wird die Frage, ob die
in Rede stehenden Standards tatsächlich als privat- oder vielmehr durch etwaig
gebotene staatliche Zurechnung als öffentlich-rechtlich zu betrachten und zu
behandeln sind, stets im Hinterkopf zu behalten sein. Obwohl sie nämlich als von
privaten Einrichtungen erarbeitete Dokumente per se unverbindlichen Charak-
ters sind, können technische Standards auch ohne gesetzliche Verankerung de
facto zu einer notwendigen Bedingung für den Marktzugang werden und damit
einen Regulierungsbedarf aufweisen.26

24 DIN 820–3; DIN 820–1
25 Ullrich, GRUR 2007, 817 (818).
26 World Trade Report, 2012, S. 211.
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Hiervon ausgehend setzt Teil C der vorliegenden Arbeit die gezogenen
Schlussfolgerungen zu den Vorzügen und Gefahren der Standardisierung ins
welthandelsrechtliche Verhältnis. Eine zentrale Rolle im Umgang mit techni-
schen Produktregeln spielt hier unweigerlich die Welthandelsorganisation
(WTO), welche sich dazu verschrieben hat, den grenzüberschreitenden Handel
im Sinne einer multilateralen Handelsgemeinschaft so vorhersehbar und frei zu
gestalten wie möglich. Nach einer Beleuchtung der unterschiedlichen Methoden
und Rechtsinstrumente zum regulatorischen Umgang mit Produktregeln im in-
ternationalen Kontext in zunächst abstrakter und theoretischer Form (Abschnitt
C.I.) werden sodann die vom Welthandelsrecht angebotenen Disziplinen zum
Umgang mit technischen Standards und anderen Produktregeln im multilatera-
len WTO-Recht (Abschnitt C.II.) und in bilateralen Freihandelsabkommen, vor
allem am Beispiel des Abkommens zwischen der Europäischen Union und Ka-
nada (Abschnitt. C.III.), analysiert und kritisch bewertet.
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B. Das System der internationalen Standardisierung

Die Entwicklung von internationalen Normen ist ein Unterfangen, welches noch
lange vor die global umfassenden zwischenstaatlichen Bündnisse und Koopera-
tionen des heutigen Zeitalters zurückreicht. Die Organisation eines internatio-
nalen Normungssystems gestaltet sich seit jeher als ein langwieriger, durch die
dynamische Vielfalt an Akteuren auf dem Gebiet, geradezu unaufhörlicher Pro-
zess stetiger Entwicklung. Um das heutige Konstrukt der weltweiten Standar-
disierung im Einzelnen betrachten und bewerten zu können, soll zunächst ein
zeitlicher Rückblick erfolgen, um die maßgeblichen Interessen für das Entstehen
sowie auch das heutige Bestehen der Normungsorganisationen aufzuzeigen und
im Anschluss die Herausforderungen der Normsetzer herauszuarbeiten.

I. Allgemeines

1. Historischer Hintergrund

Wie einleitend festgestellt, ist Standardisierung und Normung als die Vereinheit-
lichung einer Materie zu verstehen. Jede menschliche Interaktion ist grundsätz-
lich auf Vereinheitlichung angewiesen.1 Diese Vereinheitlichung beginnt bereits
bei der gemeinsamen Form der Verständigung, die der Interaktion zugrunde liegt
und gibt als Sprache Begriffen ihre spezifischen Bedeutungen, um überhaupt
sinnvoll verwendet werden zu können.2 Am Beispiel der Sprache als dem grund-
legenden Standard der Kommunikation, lässt sich auch die Notwendigkeit der
Normung über staatliche Grenzen hinaus verdeutlichen: Gäbe es ausschließlich
unterschiedliche Nationalsprachen, könnte eine Kommunikation über die Gren-
zen der jeweiligen Staaten hinaus nicht stattfinden. Die Einigung auf die engli-
sche Sprache als die weltweit einheitlich Bemühte3 stellt somit den internationa-
len Sprachen-Standard dar. Das veranschaulichende Beispiel der Sprache als zu
normende Materie lässt sich entsprechend auf die Telekommunikation und an-
dere technische Bereiche übertragen, bei welchen ebenfalls erst ihre einheitliche

1 Muschalla, Zur Vorgeschichte der technischen Normung, S. 15.
2 Wenzlhuemer, Europäische Geschichte Online 2010, 1 ff.
3 Vgl. dazu etwa Bailey/Gorlach/Arbor, RELC Journal 1986, 91 (91); Pakir, World Eng-

lishes 2009, 224 (224).
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Ausgestaltung die Interaktion zwischen verschiedenen technischen Systemen er-
möglicht. So mussten etwa mittels eines elektrischen Telegraphen versendete
Nachrichten aufgrund divergierender nationaler Kodierungsstandards Mitte des
19. Jahrhunderts bei einer Grenzüberschreitung zunächst entschlüsselt und neu
kodiert werden, bevor sie dem Empfänger übermittelt werden konnten.4

Die Ursprünge technischer Normung lassen sich bis ins Altertum zurückver-
folgen: So wurden bereits im alten Ägypten die Ziegelsteine nach festgelegten
Parametern abgemessen und um 2500 v. Chr. mithilfe dieser die Cheopspyramide
bei Gizeh errichtet.5 Die Wasserleitungen des römischen Reichs sollen aus ge-
normten Rohren bestanden haben und auch die Chinesen besaßen bereits 2700 v.
Chr. ein einheitliches Längenmaßsystem.6 Archäologische Funde lassen heute
sogar eine Bevorzugung bestimmter Werkzeugtypen zu Zeiten der ersten Werk-
zeugherstellung erkennen, welche mit dem Beginn der Menschheit selbst verbun-
den werden kann.7 Darüber, dass die Vereinheitlichung technischer Produktan-
forderungen sich wohlfahrtssteigernd auswirkt und somit im sowohl nationalen,
als auch internationalen Handel eine elementare Bedeutung einnimmt, herrscht
weitgehend Einigkeit.8 Vor diesem Hintergrund ist es auch nicht verwunderlich,
dass die systematische Normung ihre Notwendigkeit im Laufe des späten
18. Jahrhunderts, im Zeitalter der Industrialisierung, der Anfänge automatisier-
ter Prozesse und transatlantischer Handelsbeziehungen, besonders deutlich of-
fenbarte.9 So wurden in den 1790er Jahren in Frankreich systematische Standar-
disierungsbestrebungen hinsichtlich des metrischen Systems unternommen und
Gewichts- und Längenmaße vereinheitlicht.10 Das Preußische Landrecht von
1794 meint mit den „Regeln der Baukunst“ in seinem § 768 des 20. Titels derartige
außerrechtliche technische Spezifikationen.11 Ab Mitte des 19. Jahrhunderts
nimmt die Normungsarbeit immer konkretere Gestalt an und erfolgt zunehmend
auch auf internationaler Ebene im Rahmen von Kongressen und Konferenzen.12

4 Villareal, International Standardization and the Agreement on Technical Barriers to
Trade, S. 9.

5 Bartsch, Das DIN Deutsches Institut für Normung e.V. als marktbeherrschendes Un-
ternehmen i.S.v. § 22 GWB, S. 23.

6 Marburger, Die Regeln der Technik im Recht, S. 179.
7 Zubke-von Thünen, Technische Normung in Europa, S. 105 m.w.N. Niederbacher, Das

Recht der Technik in der europäischen Integration, S. 43 m.w.N.
8 Schroeder, in: Grabitz/Hilf/Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der EU, Art. 101 AEUV

Rn. 632; Knorr, Ökonomische Probleme von Kompatibilitätsstandards, S. 17–19; Glanz,
Ökonomie von Standards, S. 19.

9 Jakobs, Standardsetzung im Lichte der europäischen Wettbewerbsregeln, S. 24; Wenzl-
huemer, Die Geschichte der Standardisierung in Europa Standardisierung in Europa, S. 1.

10 Crosland, Isis 1969, 226 (227)
11 Kloepfer, Instrumente des Technikrechts, in: Schulte (Hrsg.), Handbuch des Technik-

rechts, 111 (134).
12 Vec, Kurze Geschichte des Technikrechts. Von den Anfängen bis zum Ersten Weltkrieg,

in: Schulte (Hrsg.), Handbuch des Technikrechts, 3 (38).
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Die erste internationale Normungsorganisation wurde mit der Fernmeldeunion
(International Telecommunication Union13, ITU) 1865 zur Vereinheitlichung in-
formations- und kommunikationstechnologischer Fragen ins Leben gerufen.14

Es folgten weitere zwischenstaatliche Verbände in den 1870er Jahren, wie etwa
der Weltpostverein (Universal Postal Union, UPU) zur Beseitigung der Hinder-
nisse, welche sich aus den unterschiedlichen staatlichen Tarifen und Routen für
internationale Postdienste ergaben sowie das Internationale Büro für Maß und
Gewicht (franz. Bureau International des Poids et Mesures, BIPM) mit der Auf-
gabe, das ursprünglich in Frankreich geschaffene auf Einheiten basierende Län-
gen- und Gewichtssystem weltweit zu etablieren.15

Das Gebiet der technischen Regelsetzung stellt die Schnittstelle zwischen
Technik und Recht, gesellschaftlicher Selbststeuerung und staatlicher Regulie-
rung dar und zeichnet sich durch seine naturgemäß notwendige Kooperation
zwischen „zur Regelung legitimiertem“ Staat und „durch Sachkunde zur Rege-
lung fähigen“ Privaten aus.16 Die internationale Zusammenarbeit umfasst mithin
nicht nur zwischenstaatliche administrative Bemühungen, sondern auch Zusam-
menschlüsse nationaler privater Verbände und Organisationen unterschiedlicher
Branchen und Tätigkeitsbereiche. Die frühen Zusammenschlüsse von Wissen-
schaftlern, Ingenieuren und Unternehmern, vorwiegend in europäischen Län-
dern sowie den Vereinigten Staaten, zum Zweck des gemeinsamen Austausches
über sinnvolle Vereinheitlichungen (elektro-)technischer Sachverhalte verdeutli-
chen die besondere Normierungsbedürftigkeit dieser. Als einer der ersten solcher
Verbände wurde in Deutschland 1856 der Verein Deutscher Ingenieure e.V.
(VDI) gegründet, welcher im Jahr 1866 bereits mit Normungsarbeiten für den
Bergbau und für die Eisen- und Stahlproduktion begann. Ebenso beschäftigte
sich der seit 1893 bestehende Verband Deutscher Elektrotechniker (VDE) im
Jahr 1895 mit der Normung der Sicherheitsvorschriften für elektrische Stroman-
lagen sowie Schmelzsicherungen und im Jahr 1901 für isolierte Leitungen.17 Wei-
tere Verbände des technischen Fachbereichs, insbesondere solche zur elektro-
technischen Normung, entstanden im Folgenden in zahlreichen Staaten. Bei-
spielhaft zu nennen sind hier vor allem das 1882 gegründete British Electrotech-
nical Committee (BEC) in Verbindung mit der Institution of Electrical Engineers
(IEE) sowie die seit 1907 bestehende französische Union des syndicats de l’elec-

13 Anfangs noch International Telegraph Union genannt, aufgrund der darauf beschränk-
ten technischen Möglichkeiten der damaligen Zeit.

14 Siehe Homepage der ITU unter https://www.itu.int/en/history/Pages/DiscoverITUsHist
ory.aspx, (zuletzt aufgerufen am 04.04.2024).

15 Villareal, International Standardization and the Agreement on Technical Barriers to
Trade, S. 9.

16 Kloepfer, Instrumente des Technikrechts, in: Schulte (Hrsg.), Handbuch des Technik-
rechts, 111 (134).

17 Mit weiteren Beispielen Falke, Rechtliche Aspekte der Normung in den EG-Mitglied-
staaten und der EFTA, S. 14.
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tricité (USE). Seit Anfang der 1880er Jahre begannen die bereits bestehenden
Verbände sich auf internationalen elektrotechnischen Kongressen darüber aus-
zutauschen, dass die fehlende Standardisierung das Erreichen von Skalierungs-
effekten in der Produktion von Gütern behindert.18 Zu ihren Errungenschaften
gehört unter anderem die Festlegung des internationalen Ohm-Wertes im Jahre
1883, welcher seit jeher als Einheitsgröße die Messung von elektrischem Wider-
stand abbildet.19 In der Konsequenz des offensichtlichen Mehrwerts, den das
Zusammentreffen der Fachleute der verschiedenen Nationen auf internationaler
Ebene erzielte und den vermehrten Stimmen nach einer permanenten Institution
zu diesem Zweck, entstand im Jahr 1906 die International Electrotechnical Com-
mission (IEC), ins Leben gerufen durch dreizehn nationale Elektrotechnikfach-
verbände.20

Im Laufe des 20. Jahrhunderts wuchs der Zuspruch dahingehend, die Nor-
mungsarbeiten der verschiedenen Industrieverbände zu zentralisieren, um ein
mögliches Entstehen kollidierender Normen zu vermeiden und eine bessere
Übersichtlichkeit sowie Effizienz der Tätigkeit zu ermöglichen.21 Aus dieser Mo-
tivation heraus bildeten sich mit der Zeit in sämtlichen europäischen Ländern
nationale Normungsorganisationen, welche sich seit jeher zentralisiert sachge-
bietsübergreifend vereinheitlichungsbedürftiger Sachverhalte annehmen. Doch
auch mit der zentralisierten Normung auf nationaler Ebene stieg im Zuge der
wachsenden Globalisierung das Bedürfnis nach einem institutionalisierten Sys-
tem des Austausches über die Tätigkeiten der einzelnen nationalen Standardset-
zer – sowie im Jahr 1926 die International Federation of the National Standardi-
zing Associations (ISA), welche sich auf internationaler Ebene mit der Standar-
disierung abseits der Elektrotechnik befassen und damit die Tätigkeit der IEC
ergänzen sollte. Im Laufe des zweiten Weltkrieges kam die ISA zum Stillstand
und wurde erst hinterher, im Nachgang einer internationalen Konferenz nati-
onaler Normungsorganisationen im Oktober 1946 in London gemeinsam mit
dem United Nations Standards Coordinating Committee (UNSCC) zur Interna-
tional Organization for Standardization (ISO) verschmolzen, welcher Deutsch-
land seit 1952 wieder angehört.22

18 Vgl. Büthe/Mattli, The New Global Rulers: The Privatization of Regulation in the
World Economy, S. 128.

19 Vgl. Loya/Boli, Standardization in the World Polity: Technical Rationality over Power,
in: Boli/Thomas (Hrsg.), Constructing World Culture: International Non-Governmental
Organizations since 1875, 169 (172).

20 Die nationalen elektrotechnischen Verbände repräsentierten die Länder Deutschland,
Großbritannien, Niederlanden, Ungarn, Österreich, Kanada, Belgien, Frankreich, die Ver-
einigten Staaten von Amerika, Schweiz, Japan, Spanien sowie Italien. Büthe/Mattli, The New
Global Rulers, S. 129; Villarreal, International Standardization and the Agreement on Tech-
nical Barriers to Trade, S. 10.

21 Falke, Rechtliche Aspekte der Normung in den EG-Mitgliedstaaten und der EFTA,
S. 15.

22 Jakobs, Standardsetzung im Lichte der europäischen Wettbewerbsregeln, S. 25.
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sion (IEC) 10, 51−60, 186, 338 

International Featured Standard  32 

International Federation of the National 

Standardizing Associations (ISA) 10, 

51 f. 

International Laboratory Accreditation 

Co-operation (ILAC) 27 f. 

International Organization for Standardi-

zation (ISO) 10, 50−55, 210, 

298−306, 342 

International Telecommunication Union 

(ITU), siehe Fernmeldeunion 

International Trade Organisation (ITO) 

199 

Internationale Arbeitsorganisation (IAO) 

328 

Internationale Normungsgemein-

schaft  295 

Internationaler Währungsfonds  199 

Internationales Büro für Maß und Ge-

wicht  9 

Internationales Handelsrecht  167, 212, 

243, 322, 339 

Internationales Handelszentrum (ITC) 

286 

Investitionsförderung  178, 329−332 

ISO-Aktionsplan  302 

ISO/IEC Directives  53−55, 299−304 

ISO/IEC-Informationszentrum  51, 289 

 

James Elliott Construction Limited-

Entscheidung  95−106, 115, 119−124, 

132, 152 f., 162 

Japanese Industrial Standards Committee 

(JISC) 300 

JEFTA  324 

 

Kennedy-Runde  201−203 

Klagebefugnis  123−128, 133 

Klassische Handelsliberalisierung  178 

Kleine und mittlere Unternehmen (KMU) 

119, 128, 135−139 

Klimawandel  45, 243 

Knooble-Entscheidung  148 

Kohärenz  55, 179, 294 

– regulatorische 168 

Kohärenzprinzip  136 

Kombinations-MRAs  315 

Komitologieverordnung  46 f., 105−107, 

111−113, 333 

Komparativer Kostenvorteil  199, 322 

Konferenz für Handel und Beschäfti-

gung  198 

Konformität 

– sbewertung  22, 84, 209, 311−317, 

322−325 

– sbewertungsstelle  25, 84 f., 314 f., 

325 

– sbewertungssystem  254, 314 

– svermutung  24, 77−85, 90−97, 

229−232, 285, 324, 328 

Konsens  21, 34−39, 55−59, 162−165, 

197−200, 210−217, 294−297 

Kontingent, siehe mengenmäßige Be-

schränkungen 

Kontrolle der Normungsarbeit  108−110, 

114−121, 132, 163 

Kontrollierte Delegation  101−103 

Kontrollierte Dezentralisierung  173−177 

Kontrollierte Öffnung  321 

Kooperationsvereinbarung  36, 168, 303 
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– Informations  11, 195 

– Ökologische und soziale  243 

– Planungs  11 

– Produktions  12, 194, 243, 322 

– Transaktions   1 

– Vertriebs  12 

– Wechsel  33, 197 

Kosten-Nutzen-Analyse  178 

Kraft-Wärme-Kopplung  43 

Kraftfahrzeugemissionen  177 

Künstliche Intelligenz  108, 163 

 

Landwirtschaft  11, 186, 211, 215 

Latchways plc-Entscheidung  95 
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Least developed countries (LDC), siehe 

Entwicklungsländer 

Lebensmittelsicherheit  16, 30-32, 175, 

215, siehe auch SPS-Maßnahmen 

Legitimate regulatory distinction-Test, 

siehe Legitime gesetzliche Ungleich-

behandlung 

Legitimation  33−36, 66−73, 89, 

106−109, 134−141, 184, 333 

Legitime gesetzliche Ungleichbehand-

lung  270−277 

Legitime Schutzziele  167, 265, 

290−292, 306−312 

Leistungsbezogenheit  177 

Liaison  304 f. 

– Category A  53, 143, 305 

Lieferkette  12, 29−32, 164, 236, 318, 

343 

Lock-in  320 

 

Marktabschottung  33, 200 

Marktöffnung  185−188 

Marktorientierung europäischer Stan-

dards  135 

Marktüberwachung  21−28, 168, 325 

– sverordnung  21, 28 

Marktzugang  5, 57, 92−97, 188, 219, 

238, 341 

Medizinprodukteverordnung  24 f., 85, 

156 

Meistbegünstigung  216 f., 231, 

251−255, 265−269, 316−320 

Member Bodies  52 f., siehe auch Voll-

mitglieder 

Memorandum of Understanding  59 

Mengenmäßige Beschränkungen  91, 

167−171, 201 f., 215−220, 253 

MERCOSUR-Staaten  264 

Meroni-Doktrin  107 f., 163 

Metrologie  322 

Mindestniveau  189 

Mitgliederstruktur der ISO  51 f., 342 

Modellrichtlinie  20 

MTN-Kodizes  211 

Multilaterale Staatenverbünde  219 

Multilaterales Handelssystem  172 

Multiparty Interim Appeal Arrangement 

for WTO Disputes (MPIA) 218 

Mutual Recognition Agreement (MRAs), 

siehe Gleichwertigkeitsabkommen 

Mutual Recognition, siehe Gegenseitige 

Anerkennung 

 

NAFTA  219 

Nahrungsmittelindustrie  215 

National Standard Authority of Ire-

land  96 

Nationale Regulierungspolitik  172−181, 

178, 219 

Netzwerkeffekte  13, 34, 185 

Neue Konzeption  20, 45−48, 83, 87−93 

Neuer Rechtsrahmen, siehe New Legisla-

tive Framework 

Neutralitätsprinzip  40, 190, siehe auch 

Grundsätze der Normungsarbeit 

New Approach Consultants  120 

New Approach, siehe Neue Konzeption 

New Legislative Framework  20 f. 

New Rights  303 

Nicht-fiskalische Vorschriften  201 

Nichtigkeitsklage  122−129 

Nichtregierungsorganisation  11, 24, 37, 

153, 237, 298, 339 

Nichtstaatliche Stellen  64−66, 210−214, 

222−227, 233 f., 289 

Normenausschuss der Deutschen Indust-

rie (NDI) 38 f. 

Normenkollision  252 f., 276 f. 

Normungsauftrag  46−49, 58, 83, 94, 

112−121, siehe auch harmonisierte 

Standards 

Normungsbeauftragter  120 

Normungsgrundsätze  33−37, 54−60, 

110, 120, 140, 163 

Normungsinitiative  305, siehe auch Nor-

mungsauftrag 

Normungsorganisationen  34, 221−223, 

273 285, 293 

– internationale  9, 50−56, 197, 210, 

298, 306 

– nationale  10, 38−43, 234, 298, 300, 

302−306 

– regionale  43−50, 223, 306, 334, 340 

Normungsprozess in der ISO  52−54, 

298−307 
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Normungsverordnung  45, 56−61, 108, 

132, 137 f., 145, 162 

– Reform der  49, 146 

Notifizierung 

– spflichten  58, 222, 289−291, 324 

– srichtlinie  58 

– sverfahren  139, 287 

Notwendigkeit nationaler Maßnah-

men  279−289 

 

O-member  52 f. 

Objektives Beanstandungsverfahren  125 

Offenheitsprinzip  55, 135, 140, 

153−157, 294, 300 f., 342 
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41, 158, siehe auch Kooperationsver-
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Öffentlich-rechtliche Grundsätze  121, 

134 

Öffentliches Beschaffungswesen  12, 322 

Ökodesign-Richtlinie  85 
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menarbeit und Entwicklung (OECD) 

179−183, 291, 329 

 

P-member  52 f. 

Panel  217 f., 232, 280 f., 298, siehe auch 

Streitschlichtungsapparat 

Panel Reports  217 f. 

Partnerorganisationen  53, 142−144, 303, 

siehe auch Category A Liaison 

Partnerschaftsvereinbarung  302−306 

Passivlegitimation  274 

Plaumann-Formel  125 

Plurilaterales Umweltgüterabkommen 

(EGA) 330 

Politikentwicklungsgremium für Angele-

genheiten der Entwicklungsländer 

(DEVCO) 301 

Preliminary stage  53 

Principles for the Development of Inter-

national Standards, Guides and Rec-

ommendations with Relation to Arti-

cles 2, 5 and Annex 3 of the Agree-

ment  294 

Prinzip der gegenseitigen Anerkennung  

19, 159, 190−192, siehe auch Cassis-

de-Dijon-Entscheidung 

Prinzip des institutionellen Gleichge-

wichts  89, 104, 137 

Privatautonomie  95, 164, 237 

Process and Produktion Methods (PPMs) 

15 f., 23, 207, 242−248 

– nicht-produktbezogene  245−248, 

340 f. 

– produktbezogene  245 f. 

Produkteigenschaft  14 f., 203 f., 

238−246, 341 

Produktsicherheit  36, 86, 117, 325 f. 

Proliferation, siehe Überregulierung 

Proposal Stage  53 

Proposed Draft Code  206 

Protektionismus  16 f., 167−176, 

200−206, 215−220, 259, 339 

Prüfungsprogramm  115−121 

 

Qualitätssicherungs- und Management-

systeme  32, 65, 248, 280 

Quasi-Adressat  128 

 

Race to the bottom  19, 25, 196 

Rahmenabkommen  194, 220 

RAPEX-Schnellwarnsystem  326 

Rationale Verbindung  263−265 

Rationalisierung  11 f. 

Rechtfertigung  93−96, 230, 254, 

263−277, 285 

Rechtsakt mit Verordnungscharak-

ter  126 f. 

Rechtsangleichung, siehe Harmonisie-

rung 

Rechtsquellenlehre  61 f. 

Rechtsschutzbedürfnis  274 

Rechtssicherheit  12, 76, 154, 192, 247, 

287, 324 

Rechtsvergleichung  148−151, 182 

Rechtsweg  41 

Regeln der Baukunst  8 

Regionale Wirtschaftsräume  320 f. 

Regulatorische Kohärenz  168 

Regulatory Co-operation, siehe Zusam-

menarbeit in Regelungsfragen 

Regulierungsziele, siehe legitime Schutz-

ziele 

Reinheitsgebot  176 

Relationsanalyse  281−283 
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Relativität der Schuldverhältnisse  164 

Relevanz  55, 294, 300 

Ressourcenallokation  185 

Risikoaversion  219 f. 

Risikobewertung  117, 283, siehe auch 

Vorsorgeprinzip 

Rosinenpicken  321 

 

Satzungen des öffentlichen Rechts  62, 

66 f. 

Schadstoffemissionen  154, 177 

Schmidberger-Urteil  95 

Schranken  174 

Second Triennial Review of the Opera-

tion and Implementation of the TBT-

Agreement  293 

Sekundärrecht  24 f., 79−85, 92, 191, 333 

Sevince-Entscheidung  101, 123, 131, 

333 

Sham principle, siehe Begründungs-

pflicht 

Significant effect  287 

Single Undertaking  212, 220, 290, 319 

Single-factor-Test  272 

Skalierungseffekte  10, 185 

Small Business Standards (SBS) 139, 

141 

Sonderbehandlungsmechanismen  208, 

322 

Soziale Verantwortung  30−32, 243, 320 

Spätere Übereinkunft  293−298 

Special and Differential Treatment, siehe 

Sonderbehandlungsmechanismen 

Specific trade concerns (STCs) 318 

SPS-Abkommen  215−218, 283, 292, 

297, 318, 339 

SPS-Maßnahmen  217 f., 328, 312, 332 

Standardization Administration of the 

People’s Republic of China (SAC) 

300 

Standards 

– Business-to-Business 32 

– Business-to-Consumer 32 

– De facto  5, 29−34, 292 

– De jure  35 f. 

– Harmonisierte  20−24, 36, 44, 

92−102, 129, 174, 195 f. 

– Herstellungs, siehe Process and Pro-

duction Methods 

– Internationale   36, 292−295 

– Kennzeichnungs  14, 31, 176, 250 

– Kodierungs  8 

– Kompatibilitäts  13, 18, 195 

– Lebensmittel  11, 31, 175, 215 f., 

siehe auch SPS-Maßnahmen 

– Mandatierte, siehe harmonisierte 

Standards 

– Normative  18, 74 f., 149 

– Qualitäts 14, 19−21, 30−33, 65, 

164 f., 280 

– Technologie  11 

– Umwelt  302, 329 

– Unternehmens  29 f., 236 f., 251, 

274, 340 

Standards Code  209−211 

Steuern und Abgaben  170, 201 

Stillhaltefrist  58 

Stillhalteprinzip  58, 92 

Streitschlichtung 

– sapparat  172, 199, 217, 319, 342 

– sverfahren  175, 179, 209, 217 

Supranationalität  79, 173−175, 184, 192 

 

Tarifäre Beschränkungen  167 

Tauglicher Klagegegenstand  123 

TBT-Abkommen  213−220, 232 f., 

246 f., 265−267 

TBT-Beschluss  293−298 

TBT-Grundsätze, siehe Normungsgrund-

sätze 

Technical Management Board  300 

Technische Generalklauseln, siehe nor-

mative Standards 

Technische Spezifikationen  12, 33, 

45−47, 50, 92, 110, 183 

Technische Vorschriften  167, 287−289 

Technischer Lenkungsausschuss  144 

Technologietransfer  286 

Tesco Nature’s Choice  32 

Tierschutz  30−32, 47, 204, 216, 248, 

262, 278 

Tokio-Runde  172, 202−211 

Transatlantische Handelsbeziehungen  8, 

320 
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Transparenzdefizit  146−158, siehe auch 

Veröffentlichung 

Transparenzgrundsatz  33, 136 f., 286 

TRIPS  254 

Twinning arrangement, siehe Partner-

schaftsvereinbarung 

 

Übereinkommen von Marrakesch  217 

Übermaßverbot, siehe Verhältnismäßig-

keit 

Übernahmeeffekte  303 

Überregulierung  167, 205 

Übersetzung  147, 151, 161 

Umsetzungspflicht  44, 57, 59, 82 

Umweltschutz  12−18, 30, 86 f., 248, 

288, 328−331 

Ungeschriebenes Unionsrecht  80 f. 

Ungültigkeitsentscheidung  132 

Unilaterale Anerkennung  318 

Union des syndicats de l’electricité 

(USE) 9 f. 

Unionsrechtskonformität  165, 338 

United Nations Standards Coordinating 

Committee (UNSCC) 10 

Universal Postal Union, siehe Weltpost-

verein 

Unmittelbare Betroffenheit  125−127 

Unnötige Handelsbeschränkung  167, 

180, 231, 278−285 

Unparteilichkeit  55, 294, 231, 304, 342 

Unterausschuss für nichttarifäre Handels-

hemmnisse und andere Sonderprob-

leme  202 

Unternehmerische Freiheit  95 

Unverzüglichkeit  47, 53, 106, 258, 

288−290 

Uruguay-Runde  211−213 

US – Clove Cigarettes -Entschei-

dung  231, 266 

US – Shrimp-Entscheidung  263 

US – Tuna II-Entscheidung  232, 294, 

341 

US-Malt Beverages-Entscheidung  267 

 

Vademecum on European standardization  

49 f., 108, 118 

Verantwortlichkeitsgrad  227 f., 274, 285 

Verbindlichkeitsstufen  141, 208, 223 

Verbraucherschutz  12−14, 86, 176, 305 

Verein Deutscher Ingenieure e.V. (VDE) 

9, 42 

Vereinheitlichung, siehe Harmonisierung 

Vereinigungsfreiheit  95 

Vereinte Nationen (UN) 11, 198 

Verfügbarkeit von Maßnahmen  224 

Vergaberichtlinie  226 

Vergleichsanalyse  281, 284 f. 

Verhaltenskodex  206, 214, 230, siehe 

auch Code of Good Practice 

Verhältnismäßigkeit  94, 173−176, 

279−285, 309, 318 

Verhandlungsmacht der EU  306 

Veröffentlichung 

– der Fundstelle  102−108, 123 132 

– der Normenwerke  40, 54, 92 

– im Amtsblatt  47, 83, 97 f., 123, 156 

– spflicht  44, 77, 155−158 

Vertrag von Lissabon  107 

Vertragsverletzungsverfahren  159 

Verwaltungsaufwand  136 f., 143, 192, 

198 

Verwaltungseinheit  234, 293 

Verwaltungsorgane  331, 343 

Verwaltungsverfahren  330 

Verwaltungsvorschriften  58−61, 64-66, 

72, 239−241 

Verweisung  35, 70−78 

Völkerrechtssubjekte  179 

Vollmitglieder  28, 52 f., 300−305 

Vorabentscheidungsverfahren  95, 123, 

129−133 

Vorrang der internationalen Normung  

60, 143 

Vorsorgeprinzip  117, 282 f., 329 

 

Warenhandel  11, 48, 89, 321, 332 

Warenverkehr, siehe Warenhandel 

Weiche Regelungswirkung  141, 224, 

230, 311, 334 f. 

Weltbank  199 

Weltgesundheitsorganisation (WHO) 11 

Welthandelsordnung  168, 198, 218 

Welthandelsorganisation (WTO) 21, 54, 

60, 136, 183 

Weltpostverein  9 

Weniger günstige Behandlung  269−273 
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Wesentliche Anforderungen  19−28, 

40−48, 82−87, 97−100, 157−163, 

250−254 

Wesentlichkeitstheorie  69 

Wettbewerbsbedingungen  87, 173, 

255−260, 277 f. 

Wettbewerbsfähigkeit  60, 134, 326 

Wettbewerbsnachteil  165, 196, 260, 

269−272 

Wettbewerbsrecht  251 

Wettbewerbsverhältnis  180, 209, 

257−259, 267−269 

Wiener Vereinbarung  59 

Wiener Vertragsrechtskonvention  247, 

293 

Wirtschaftskommission für Europa der 

Vereinten Nationen (UNECE) 209, 

323 

Working Party on Border Tax Adjust-

ments  258 

World Intellectual Property Organization 

(WIPO) 11 

WP.29-Normungsgremium  323 

WTO ISO Standards Information Gate-

way  290 

WTO-Recht  51, 198, 218, 243, 322, 339 

 

Zertifizierung  14, 22 f., 84, 168, 

193−197, 209, 329 

Zollunion  167 

Zumutbare Maßnahmen  224−227 

Zurechnung  228 

Zusammenarbeit in Regelungsfragen  

179, 290 f., 318, 325 f., siehe auch 

positive Integration 
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